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Ermittlungsverfahren wegen der Aussage „Björn Höcke ist ein Nazi“ – nachgefragt

In der Antwort auf die Kleine Anfrage 8/1380 in der Drucksache 8/2399 führte die Landesregierung zu Fra-
ge 2 aus, dass es bezüglich der Aussage „Björn Höcke ist ein Nazi“ in einem Fall zu einer Anklage und in 
einem Fall zu einem Strafbefehl durch die Thüringer Justiz gekommen ist.

Schon im Jahr 2019 hatte das Verwaltungsgericht Meiningen geurteilt, dass die Bezeichnung von Höcke 
als Faschisten ein Werturteil ist, das „nicht aus der Luft gegriffen ist, sondern auf einer überprüfbaren Tat-
sachengrundlage beruht“ (Aktenzeichen: 2 E 1194/19). Bezüglich der konkreten Parole „Björn Höcke ist 
ein Nazi“ wurde im Juni 2023 ein Verfahren von der Staatsanwaltschaft Frankfurt am Main eingestellt. In 
der Begründung dazu heißt es, Höcke habe sich „in eindeutig nationalistisch-völkischer Weise mit rassisti-
schen Anklängen und unter Hervorhebung eines natürlichen Führungsanspruchs der Deutschen geäußert 
und sich dabei immer wieder Formulierungen bedient, die zum Standardvokabular der Vertreter des Nati-
onalsozialismus vor Mai 1945 gehörten. Ferner hat er sich wiederholt zu den historisch verbürgten Verbre-
chen des Hitler-Regimes in der Zeit zwischen 1933 bis 1945 geäußert, die [...] als Relativierung dieser Ver-
brechen verstanden wurden [...] Unter diesen Umständen stellt alleine die Bezeichnung des Betroffenen als 
Nazi keine Beleidigung, sondern ein an Tatsachen anknüpfendes Werturteil dar, das im Rahmen des politi-
schen Diskurses von der in Artikel 5 Grundgesetz verbürgten Meinungsfreiheit gedeckt ist“ (Aktenzeichen: 
6402 Js 226874/23). Inzwischen ist Björn Höcke auch mehrfach rechtskräftig wegen der vorsätzlichen öf-
fentlichen Verwendung einer SA-Parole verurteilt worden (Urteile des Landgerichts Halle mit den Aktenzei-
chen 5 KLs 6/23 und 5 KLs 8/24 sowie Beschlüsse des Bundesgerichtshofs mit den Aktenzeichen 3 StR 
484/24 und 3 StR 519/24).

Das Thüringer Ministerium für Justiz, Migration und Verbraucherschutz hat die Kleine Anfrage 8/2209 
vom 25. März 2026 namens der Landesregierung mit Schreiben vom 12. Mai 2026 beantwortet:

Vorbemerkung:
Die Vorfälle sind Gegenstand von Strafverfahren. Unter Hinweis auf Artikel 67 Abs. 3 Satz 1 Nr. 1 der Ver-
fassung des Freistaats Thüringen und § 479 Abs. 1 der Strafprozessordnung (StPO) wird insbesondere 
aus Datenschutzgründen (Grundrecht der informationellen Selbstbestimmung nach Artikel 2 Abs. 1 in Ver-
bindung mit Artikel 1 Abs. 1 des Grundgesetzes, Artikel 6 Abs. 2 der Verfassung des Freistaats Thüringen, 
§ 2 Abs. 7 des Thüringer Datenschutzgesetzes) und vor dem Hintergrund der im Strafverfahren zu beach-
tenden Unschuldsvermutung (Artikel 6 Abs. 2 der Konvention zum Schutze der Menschenrechte und Grund-
freiheiten) von weiteren als nachstehenden Angaben abgesehen (vergleiche auch Beschluss des Oberver-
waltungsgerichts vom 5. März 2014, Aktenzeichen: 2 EO 386/13).

K l e i n e  A n f r a g e

der Abgeordneten König-Preuss (Die Linke)

und

A n t w o r t

des Thüringer Ministeriums für Justiz, Migration und Verbraucherschutz
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Das Fragerecht der Abgeordneten des Landtags und die Auskunftspflicht der Landesregierung dienen 
der wirksamen Kontrolle der Landesregierung und insoweit der effektiven Gestaltung parlamentarischer 
Arbeit. Einzelpersonen können nicht Objekt parlamentarischer Kontrolle sein (vergleiche ebenda).

1.	 Wie stellen sich die konkreten Sachverhalte in den zwei genannten Fällen dar, in denen es zu einer An-
klage beziehungsweise einem Strafbefehl gekommen ist?

Antwort:
Gegenstand beider Strafverfahren ist nicht allein die Aussage „Björn Höcke ist ein Nazi“, sondern jeweils 
eine Fassung davon mit unstreitig beleidigendem Zusatz.

2.	 Inwiefern weichen die konkreten Sachverhalte in den beiden Fällen von den Sachverhalten in dem von 
der Staatsanwaltschaft Frankfurt am Main eingestellten Fall oder den durch Thüringer Staatsanwalt-
schaften eingestellten Fällen ab?

Antwort:
Nach öffentlich zugänglichen Quellen betraf das Ermittlungsverfahren der Staatsanwaltschaft Frank-
furt am Main ein Transparent mit der Aufschrift „Höcke ist ein Nazi“. Die von den Staatsanwaltschaften 
eingestellten Ermittlungsverfahren bezogen sich ebenfalls jeweils auf die Aussage „Höcke ist ein Nazi“.

3.	 Durch welche Staatsanwaltschaft wurde wann die Anklage erhoben beziehungsweise der Strafbefehl 
beantragt?

Antwort:
Sowohl die Erhebung der Anklage als auch die Beantragung des Strafbefehls erfolgten durch die Staats-
anwaltschaft Erfurt. Die Anklage wurde mit Verfügung vom 11. Juli 2024 erhoben, der Strafbefehl mit Ver-
fügung vom 26. Oktober 2023 beantragt. 

4.	 Vor welchem Gericht wurde Anklage erhoben beziehungsweise durch welches Gericht wurde wann der 
Strafbefehl erlassen?

Antwort:
Die Anklage wurde vor dem Amtsgericht Weimar erhoben. Der Strafbefehl am 8. Dezember 2023 vom 
Amtsgericht Weimar erlassen.

5.	 Welche Strafe ist im Strafbefehl festgesetzt worden?

Antwort: 
In dem Strafbefehl wurde eine Geldstrafe von 60 Tagessätzen festgesetzt.

6.	 Wie ist der bisherige Verfahrensgang in den beiden Fällen?

7.	 Durch wen wurde wann bei wem in den beiden Fällen eine Anzeige aufgegeben?

8.	 Durch wen wurde wann ein Ermittlungsverfahren in den beiden Fällen eröffnet und wann wurde dieses 
an die Staatsanwaltschaft abgegeben?

9.	 Welche weiteren Ermittlungsschritte sind gegebenenfalls gefolgt?

10.	Welche weiteren Verfahrensschritte hat es gegebenenfalls im Nachgang der Klageerhebung beziehungs-
weise der Beantragung des Strafbefehls gegeben?

11.	Wie ist der Verfahrensstand in den beiden Fällen (wurde die Anklage zur Verhandlung zugelassen, hat 
eine Verhandlung schon stattgefunden, wurde Einspruch gegen den Strafbefehl eingelegt)?

Antwort zu den Fragen 6 bis 11:
a)	 Verfahren mit Strafbefehl

Dem Strafbefehl lag eine Anzeige einer Nichtregierungsorganisation vom 7. Mai 2023 an die Zentra-
le Meldestelle für strafbare Inhalte im Internet (ZMI) des Bundeskriminalamts in Wiesbaden zugrun-
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de. Daraufhin wurde durch das Bundeskriminalamt ein Ermittlungsverfahren eingeleitet, der Vorgang 
an die Kriminalpolizeiinspektion (KPI) Jena weitergeleitet und von dort am 29. August 2023 über das 
Landeskriminalamt Thüringen zuständigkeitshalber an die Staatsanwaltschaft Erfurt versandt. Dort 
ging er am 18. September 2023 ein. 

Zuvor bewertete das ZMI am 9. Mai 2023 den Sachverhalt strafrechtlich und führte am 17. Mai 2023 
eine Internetrecherche zu dem Posting, den Internet-Profilen des Beschuldigten und dessen Melde-
daten durch. Am 14. Juli 2023 versandte die KPI Jena einen schriftlichen Anhörungsbogen an den 
Beschuldigten, auf den keine Antwort einging. Nach Zusendung eines Strafantragsformulars durch 
die KPI Jena an den Abgeordneten des Landtags Björn Höcke ging dessen Strafantrag am 24. Au-
gust 2023 bei der KPI Jena ein. Die Staatsanwaltschaft Erfurt führte keine Ermittlungen durch.

Der Strafbefehl des Amtsgerichts Weimar wurde ohne weitere gerichtliche Verfahrensschritte am 
8. Dezember 2023 erlassen und ist seit dem 27. Januar 2024 rechtskräftig.

b)	 Verfahren mit Anklageerhebung
In dem Verfahren, in dem Anklage erhoben worden ist, wurde das Hauptverfahren eröffnet. Einen ur-
sprünglich für den 9. Dezember 2025 anberaumten Hauptverhandlungstermin hat das Gericht vorab 
aufgehoben. Ein neuer Hauptverhandlungstermin ist der Staatsanwaltschaft Erfurt noch nicht bekannt. 

Im Übrigen wird auf die Vorbemerkung verwiesen. 

12.	Wurde in der Klageschrift oder in dem beantragten Strafbefehl auf die Rechtsprechung des Verwaltungs-
gerichts Meiningen oder anderer Gerichte, den Beschluss der Staatsanwaltschaft Frankfurt am Main oder 
anderer Staatsanwaltschaften bezüglich der Bezeichnung von Björn Höcke als „Nazi“ oder „Faschist“ di-
rekt oder inhaltlich Bezug genommen; wenn nein, warum nicht?

13.	Wurde in der Klageschrift oder in dem beantragten Strafbefehl auf das mehrfache vorsätzliche und öf-
fentliche Verwenden von Nazi-Parolen durch Björn Höcke Bezug genommen; wenn nein, warum nicht?

Antwort zu den Fragen 12 und 13: 
Weder im beantragten Strafbefehl noch in der Anklage wurde auf die Rechtsprechung anderer Gerich-
te oder auf das Verwenden von Nazi-Parolen durch den Abgeordneten Björn Höcke Bezug genommen, 
denn in beiden Fällen geht der Tatvorwurf über die bloße Bezeichnung als „Nazi“ hinaus und beinhal-
tet zudem eine Formalbeleidigung. Überdies sieht die Strafprozessordnung zum Inhalt von Anklage und 
Strafbefehl (§§ 200 und 409 StPO) keine entsprechenden Ausführungen vor.

Meißner 
Ministerin
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